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Ausschuß der Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer 
8011 Graz, Salzamtsgasse 3/IV, Postfach 557, Tel. 0 31 6/830290, Telefax 0 31 6/82 97 30 

G. Z1.: 411/92 
Obige Nummer bei Rückantworten erbeten 

An den 
Österreichischen 
Rechtsanwaltskammertag 

Rotenturmstraße 13 
1010 Wie n 

Betr.: ÖRAK Z1 227/92 
Begutachtung zum Entwurf eines 
Heizkostenabrechnungsgesetzes 

Osterreichischer t 
RechtsanwaHsksrt'lmer 8g 

e\ng. 1. ß. Aug. 1991 
Be\lClgen 

fach. m\t ......... -........ -
....... H .... •••• 

Der Ausschuß der Steiermärkischen Rechtsanwa1tskammer erlaubt sich, 
nachstehende 

S TEL L U N G NAH M E 
zum Entwurf eines Heizkostenabrechnungsgesetzes abzugeben: 

1. In § 1 des Gesetzesentwurfes sollte es im Interesse einer Ang1eichung an 
die weitgehende Dispositionsfreiheit bei der Zinsbi1dung nach § 16 Abs. 1 
Z1.3a MRG lauten: 1I ••• mit mehr als vier selbständigen Nutzungsobjekten .•. II • 

Wenn selbst das MRG für Gebäude mit nicht mehr als vier selbstständigen 
Wohnungen di e frei e Verei nbarung ei nes Hauptmi etzi nses zuläßt , sollte es 
den Parteien unbenommen bleiben, auch die Auf teilung der Heiz- und 
Warmwasserkosten frei zu gestalten. 

Weiters soll te es im § 1 des Entwurfes 1 auten: 11 ••• soferne der ei nze 1 ne 
Wärmeabnehmer selbst einen meßbaren und übe~egenden Einfluß auf den 
Verbrauch hat •.. 11. Damit würde die notwendige Konformität zu der im § 5 
Abs. 1 und § 6 Abs. 1 Zl. 1 des Entwurfes gewäh Hen Di kti on: 11 ••• vom 
Wärmeabnehmer überwi egend beei nf1 ußbar ••. 11 gewahrt. Es blei bt aber dahi n­
gestellt, ob und inwieweit der Einfluß des Wärmeabnehmers auf den Verbrauch 
meßbar sein kann. 

Nach § 1 des Entwurfes genügt es, daß die erwartete Energieeinsparung die 
Kosten ausgleicht, die sich aus dem Einbau und dem Betrieb der Meßvorrich­
tungen ergeben, während nach § 6 Abs. 1 Zl. 2 des Entwurfes die Energieein-
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sparung die Mehrkosten für Einbau und Betrieb deutlich übersteigen muß. In 
den beiden Stellen des Gesetzentwurfes werden somit unterschiedliche 
Kriterien für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit herangezogen. 

2. Auch im § 3 Zl. 1 des Entwurfes hätte es aus den ei ngangs gemachten 
Überlegungen " .•• mehr als vier Nutzungsobjekte •.• " zu lauten. Damit bleibt 
vermieden, daß neben den schon bestehenden Größen "Wohnhaus mit nicht mehr 
als zwei selbständigen Wohnungen" i .5. des § 1 Abs. 4 Z.2 MRG einerseits 
und "Gebäude mit nicht mehr als vier selbständigen Wohnungen" i.S. des § 16 
Abs. 1 Z.3a MRG eine weitere Größenordnung eingeführt wird. 

3. Die Formulierung im § 6 Abs. 1 Zl. 2 des Entwurfes: " •.. Einsparung an 
Wärmekosten deutlich höher ist als .•. 11 erscheint zu unbestimmt; hier sollte 
ein bestimmter Prozentsatz als ein konkretes Kriterium bestimmt werden. 

Di e Kosten ei nes durch ei nen a 11 gemei nen beei deten ger i cht 1 i chen Sachver­
ständigen oder Ziviltechniker zu erstellenden Kosten-Nutzen-Vergleiches 
werden ni cht unerheb 1 i ch sei n. Es so 11 te daher ei ne Bestimmung über di e 
Kostentragung aufgenommen werden. 

4. Das im § 9 des Entwurfes normierte Maximal- und Minimalverhältnis zwischen 
Heiz- und Warmwasserkosten wird in vielen Fällen, so insbesonders bei 
Geschäftsräuml i chkeiten unterschi edl ichster Nutzungsart weit von der 
Real ität entfernt sei n. Während etwa inder Kanzl ei ei nes Ste\J<::rberaters 
oder Notars der Warmwasserverbrauch mi nima 1 oder (mangel s Wasseraus 1 ässe) 
überhaupt gleich Null sein wird, ist er in einer Wäscherei oder bei einem 
Frisör überdurchschnittlich hoch zu erwarten. Es erscheint daher geboten, 
auf di e Nutzungsart insbesonders von Geschäftsräuml i chkei ten Bedacht zu 
nehmen. Auch der im § 10 des Entwurfes vorgesehene Rahmen wird der Bedarfs­
breite nicht gerecht. Eine Auf teilung nach Verbrauchsanteilen bis zu 100 % 
der Energiekosten sollte auf Grund von Vereinbarungen zwischen den 
Vertragsteilen zulässig sein, wenn geeichte Meßeinrichtungen bestehen. 

5. In § 11 Abs. 2 des Entwurfes erscheinen die Formulierungen "trotz 
zumutbarer Bemühungen ll

, und "Hochrechnung sofern dies nach einem dem Stand 
der Technik entsprechenden Verfahren möglich ist" zu unbestimmt und können 
zu Auslegungsschwierigkeiten führen. 

6. Vereinbarungen nach § 13 des Entwurfes setzen Einstimmigkeit der Be­
teiligten voraus, die aber nach Auftreten von Verteilungsungerechtigkeiten 
kaum zu erzielen sein wird. 
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Bereits bestehende, auch mündliche oder konkludent zustandegekommene 
Vereinbarungen sollten in der bisherigen Form weiter bestehen können. 

7. Der vorliegende Gesetzesentwurf trifft ins Detail gehende, oftmals 
kasuistische Regelungen, welche in den Schluß- und Übergangsbestimmungen 
des § 25 des Entwurfes zu schwer überschaubaren Regelungen führen. Ei n 
weiter gefaßter Gestaltungsspielraum für die Beteiligten wäre begrüßens­
wert, um praxisnahe Lösungen zu ermöglichen. 

Der Ausschuß der Stei ermärki schen Rechtsanwaltskammer vermag aus den 
angeführten Gründen nicht seine Bedenkenfreiheit zum vorliegenden Entwurf 
eines Heizkostenabrechnungsgesetzes zu erklären, vielmehr wird auf die 
aufgezeigten Bedenken verwiesen. 

Für den Ausschuß der 
Steiermärkischen Rechtsanwaltskammer 

Graz, am 26. August 1992 

Der Präsident 

Dr. Werner Thurner 

Referent: Dr. Volker, RA in Leoben 

,~===-=============-

15/SN-215/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 3

www.parlament.gv.at




